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Zur Präge, oh der Verlag einer ärztlichen Fachzeitschrift den 
von einem Obermedizinalrat a.D, verfassten Bericht über Mißstände 
im Heilgewerbe vor dem Abdruck im einzelnen auf sachliche 
Richtigkeit überprüfen muß*

BGH, ürto Vo 26. April 1966 - VI ZR 240/64 - OLG Frankfurt (Main)
LG Frankfurt (Main)
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IM NAMEN DES VOLKES

VI ZR 240/64 URTEIL Verkündet am
26. April 1966 
Kriegl, Justiz­
haupt Sekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

der Firma Br. & Co. KG, vertreten durch ihren
p^^^nli^^j^ten^wi^^sellschafter, Kaufmann Ernst

Klägerin, Berufungsklägerin 
und Revisionsklägerin,

■Prozeßbevollmächtigter s Rechtsanwalt Br.

g e g e n

1) die Firma GmbH,
vertreten durch ihren alleinvertretungsberechtigten 
Geschäftsführer Verlagsdirektor Willi KflM,MOBHftstr. 0  , -

2) den Schriftleiter Johann Friedrich Volrad B(

Beklagte, Berufungsbeklagte 
und Revisionsbeklagte,

-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br
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Der VIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
dife mündliche Verhandlung vom 26« April 1966 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidefrten Dr« Engels und der Bundes­
richter Hanebeck, Dri’-Hauß,-. Gähtgens. und Ir, Nüßgens

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des 7« Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Frankfurt (Main) vom 1» Juli 1964 wird zurück­
gewiesen«

Die Kosten der Revision werden der Klägerin 
auferlogt«

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin produziert und vertreibt pharmazeutische 
Mittel, darunter das Tonicum (Stärkungsmittel) "Tai-Gin­
seng" « Dieser Name ist als Warenzeichen geschützt«

Die Erstbeklagte verlegt die periodische Zeitschrift 
"Ärztliche Mitteilungen - Deutsches Ärzteblatt", deren 
Auflage für das Jahr 1961 mit 83»000 Exemplaren angegeben 
wurde« Für die Schriftleitung war damals der Zweitbeklagte 
verantwortlich«

In der Ausgabe vom 18« März 1961 wurde ein von Ober­
medizinalrat i«R. Dr« S c h f ^ B  verfasster "Jahresbericht 
der Zentrale zur Bekämpfung der Unlauterkeit im Heilgewerbe" 
abgedruckt, in dem es einleitend heißt:;
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"Einen Überblick und eine Rückschau über 
die so vielgestaltigen Vorgänge*;auf dem 
Gebiete des modernen Kurpfuschertums soll, 
wie in den Jahren 1957 (1) und 1958 (2), 
dieser Bericht geben, der die Vorgänge der 
Jahre 1959 und I960 umfaßt«"

Es folge dann unter Ziffer II "Präparate, Geräte, 
Heilverfahren" die Wiedergabe der in Ordnern ge­
sammelten Vorgänge dieser Zentrale« Dabei wurde über 
den Ordner Nr«, 6 wie folgt berichtet:

"Hier ist alles enthalten, was im Laufe der 
letzten Jahre über die Tai-Ginseng-Werbung er­
schienen ist und zu Beanstandungen Anlaß gab«
Ich glaube, daß alle Publikationen erfasst 
sind, welche dieses stark umstrittene, zu einem 
Rummel ausgeartete Gebiet betreffen « Neun Firmen 
sind verzeichnet, welche bei dieser Y/erbung her­
vortraten o In einem Fall wurde nach zweimaliger 
Verurteilung die Werbung eingestellt« Solange man 
diesem Präparat, von dem man allmählich weiß, 
daß die Droge, entgegen den Werbeanzeigen, meist 
gar nicht aus Asien stammt, lediglich allgemeine 
roborierende Wirkung besitzt, wird man nur dann 
etwas unternehmen können, wenn mit irreführenden 
Heilversprechungon geworben wird« Immerhin er­
scheint es geboten, ein wachsames Auge auf diesen 
Gegenstand zu richten«"

Auf den Antrag der Klägerin untersagte das Landgericht 
Frankfurt (Main) durch einstweilige Verfügung vom 
24o März 1961 der Erstbeklagten, die Behauptung aufzu­
stellen, und zu verbreiten

"a) das von der Antragstellerin hergestellte
Präparat "Tai-Ginseng" gehöre in das "Gebiet 
des modernen Kurpfuschertums",

b) die Antragstellerin sei eine von neun 
Firmen, welche bei nu beanstandenden Wer­
bungen hervorgetreten seien,



c) nach zweimaliger Verurteilung sei in einem 
Pall die Werbung für "Tai-Ginseng” einge­
stellt worden, und

d) man wisse von dem Präparat "Tai-Ginseng”, 
daß die Droge entgegen den Werbeanzeigen 
meist gar nicht aus Asien stamme,”

Die Erstbeklagte veröffentlichte anschließend auf Ver­
langen der Klägerin in einer der nächsten Ausgaben 
der “Ärztlichen Mitteilungen” eine Gegendarstellung,

Dr. S c h ^ l ^ H  übersandte der Klägerin am 27, März 
1961 eine "Erklärung und Berichtigung" folgenden Wort­
lauts:

"In dem von mir verfassten Jahresbericht ist 
der Werbung für das Ginseng-Präparat eine 
Darstellung des auf diesem Gebiet wahrge­
nommenen Geschehens unter dem Gesichtspunkt 
meiner Zentrale gewidmet. Zu meinem Bedauern 
ist bei der Nennung dieses Präparates infolge 
einer unrichtigen redaktionellen Passung die 
Bezeichnung "Tai-Ginseng” zum Ausdruck gekommen, 
während anstelle dieses Ausdruckes ganz allgemein 
die Werbung von verschiedensten Herstellern und 
Vertri©bestellen gemeint war.
Ich erkläre ausdrücklich, daß es mir fern 
lag und liegt, die diese^Präparat Tai-Ginseng 
hersteilende Firma Dr, zu zitieren
und überhaupt in Betracht- zu ziehen» Der Inhalt 
meiner Ausführungen, die sich auf die imlautere 
und überschwengliche Werbung mehrerer Firmen 
bezieht, läßt dies ohne weiteres erkennen. Hier­
gegen kann ich bestätigen, daß die genannte Fir­
ma niemals durch eine unlautere Werbung, die 
ja auch in angesehenen Fachzeitschriften erscheint, 
in Erscheinen trat und seitens meiner Zentrale 
noch niemals beanstandet wurde. Man wird mir 
nicht nachweisen können, daß ich jemals diese 
Firma oder deren Präparat in diesem Sinne nam­
haft gemacht habe,"
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Die Klägerin hat von den Beklagten für die Folgen 
der beanstandeten Veröffentlichung Schadensersatz 
gefordert und zur Begründung geltend gemacht:

Die aufgestellten Behauptungen über das Präparat 
"Tai-Ginseng1* seien unwahr und geeignet, ihre gewerb­
liche Betätigung*- und ihren Kredit empfindlich zu ge­
fährden, Wie durch eine Vielzahl wissenschaftlicher 
Veröffentlichungen nachgewiesen werden könne, sei das 
ausschließlich von ihr unter der Bezeichnung "Tai- 
Ginseng" hergestellte und vertriebene Tonicum keines­
wegs dem "Gebiet des modernen Kurpfuschertums" zuzu­
rechnen, Auch die Werbung für dieses Präparat, die von 
der "Gutachtenstello für Arzneimittelwerbung" über­
prüft worden sei, gebe keinen Anlass zu Beanstandungen, 
Die Klägerin sei weder zur Unterlassung von Werbemaß- 
nahmon verurteilt, noch sei eine bestimmte Werbung für 
Mi’ai-Ginsengu eingestellt worden. Endlich verwende sie 
entgegen der Behauptung in dem beanstandeten Artikel für 
die Herstellung des Präparats nur echten asiatischen 
Ginseng, Eine ärztliche Fachzeitschrift habe zwar das 
Hecht, auf Auswüchse in der Arzneiraittelwerbung hinzu- 
woisen. Sie sei aber nicht berechtigt,das Präparat 
einer Firma, der eine unlautere Werbung gerade nicht 
vorzuwerfen sei, öffentlich als minderwertig hinzustellen. 
Die Beklagten hätten für die unrichtigen Angaben einzu­
stehen, da man den von dem 80 jährigen Dr, S c h ^ H ^  
eingereichten Bericht nicht überprüft habe. Es habe 
in der Redaktion an den Organisationsmaßnahmen gefehlt, 
die erforderlich seien, um den Abdruck unrichtiger 
Vorwürfe gegen gewerbliche Unternehmungen zu vermeiden.
Es komme hinzu, daß die Erstbeklagte schon im Juli I960 
in dem gleichfalls von ihr herausgegebenen Gesundheits­
magazin ,fDu und die Welt” das Präparat "Tai-Ginseng" 
angegriffen habe und darauf von der Klägerin auf die



Unrichtigkeit dieser Veröffentlichung hingewiesen worden 
sei» Die Redaktion der Erstbeklagten sei auch über einen 
für die Klägerin günstigen Vergleich unterrichtet worden, 
der einen die Ginseng-Werbung betreffenden Rechtsstreit 
mit dem Landesverband der Ortskrankenkassen beendet habe«.

Der Artikel habe einen erheblichen Umsatzrückgang 
ihres Ginseng-Präparates zur Folge gehabt, da sich als 
Folge der Berichterstattung in weiten Kreisen die 
Meinung durchgesetzt habe, ’’Tai-Ginseng" sei dem 
Kurpfuschertum zuzurechnen und sei nicht aus echten 
Ginsengwurzeln hergestellt«. Insbesondere seien die 
Ärzte und Apotheker, deren wohlwollende Einstellung 
fürvdic Verbreitung des Präparates eine große Rolle 
spiele, gegen "Tai-Ginseng” eingenommen worden«. Weil 
die "Ärztlichen Mitteilungen" vielfach in den Warte­
zimmern der Ärzte aufgelegt würden, hätten auch zahl­
reiche Patienten den Artikel gelesene Die Klägerin 
hat vorgetragen, sie habe im Jahre I960 für die Werbung 
von "Tai-Ginseng" 293»792,06 DM aufgewendet, im Jahre 
1961 dagegen, um den durch die Veröffentlichung ent­
standenen Schaden zu mindern, 520„808,69 DM«, Trotz 
dieses Mehraufwands sei der Umsatz des Mittels 1961 
gegenüber I960 um 100*780 DM zurückgegangen«, Der ein­
getretene Schaden betrage mindestens 40*000 DM«. Ein 
darüber hinausgehender Schaden sei für die Zukunft zu 
befürchten«.

Die Klägerin hat beantragt,

1) die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, 
an sic einen vom Gericht nach billigem Ermessen fest­
zusetzenden Betrag, mindestens jedoch 40*000 DM nebst
4 vom Hundert Zinsen seit der Klagezustellung zu be­
zahlen,

2) festzustellen, daß die Beklagten verpflichtet
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seien, ihr allen v/eiteren aus der Veröffentlichung 
entstandenen Schaden zu ersetzen.

Die Beklagten haben um Abweisung der Klage 
gebeten, Sie haben vorgetragen, "Tai-Ginseng" habe 
die Bedeutung "großer” oder "guter Ginseng" und werde 
allgemein nicht als Warenzeichen sondern als Gattungs­
begriff für sämtliche in Deutschland vertriebene 
Ginseng-Erzeugnisse angesehen. Der beanstandete Artikel 
sei erkennbar nicht auf ein bestimmtes Fabrikat, 
sondern ganz allgemein auf ‘'Ginseng-Erzeugnisse" abge­
stellt gewesen. Für jeden unbefangenen Leser, i&sbesnndcro 
die angesprochene Ärzteschaft, sei- dies schon daraus 
zu entnehmen gewesen, daß der Verfasser von neun in 
seinem Ordner erfassten Firmen gesprochen habe. Betreffe 
der Artikel aber die auf dem Markt befindlichen Ginseng- 
Erzeugnisse schlechthin, so seien die beanstandeten 
Äußerungen zutreffend. Im übrigen sei die Klägerin 
durch eine zu beanstandende Werbung hervorgetreten,
Sie bezeichne nämlich das Stärkungspräparat als "Heil­
mittel" , obwohl der angepriesene Heilerfolg der Ginseng- 
Wurzeln wissenschaftlich nicht eindeutig nachgewiesen 
sei. Der zur Aufklärung der Ärzteschaft geschriebene 
Artikel könne auch deshalb keine Schadensersatzansprüche 
auslösen, weil durch die Berichterstattung in ange- 
liieosener Weise berechtigte Interessen wahrgenommen worden 
seien. Vor allem aber seien Schulövorwürfe gegen die 
Beklagten unbegründet. Der Zweitbeklagte sei als verant­
wortlicher Schriftleiter von der Bundesärztekammer und 
der kassenärztlichen Bundesvereinigüng ausgewählt worden 
und übe seine Tätigkeit in berufspolitischer Hinsicht 
in Zusammenarbeit mit den ärztlichen Geschäftsführern 
dieser Körperschaften unter Beratung durch deren ge­
meinsame Rechtsabteilung aus, ohne daß dem Verlag ein 
Mitspracherecht zustehe. Der Zweitbeklagte habe sich 
darauf verlassen dürfen, daß der veröffentlichte Bericht 
der "Zentrale zur Bekämpfung der Unlauterkeit im Heil-
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gewerbe" zu Beanstandungen keinen Anlass gebe, weil 
diese Institution von mehreren Ärztekammern gefördert 
werde und ihr Leiter, der Verfasser des Artikels 
als besonders verantwortungsbewusster Sachverständiger 
auf dem Gebiet der Heilmittelwerbung anerkannt sei»
Selbst für erfahrene Fachleute sei nicht ersichtlich 
gewesen, daß "Tai-Ginseng" kein Gattungsbegriff, sondern 
das Erzeugnis eines bestimmten Herstellers war. Die von 
dem erstbeklagten Verlag herausgegebene Zeitschrift 
"Du und die Welt" sei von den "Ärztlichen Mitteilungen" 
unabhängig und verfüge über einen eigenen Redaktions­
stab . Ein etwaiger Hinweis der Klägerin habe daher 
allenfalls der Redaktion von "Du und die Welt", nicht 
dagegen dem Verlag oder der Redaktion der "Ärztlichen 
Mitteilungen" zur-?Unterrichtung dienen können.

Die Beklagten haben sodann bestritten, daß der 
behauptete Umsatzrückgang auf den beanstandeten Bericht 
zurückzuführen sei. Sie haben vorgetragen, "Tai-Ginseng" 
sei ein typischer Modeartikel. Es sei allgemein bekannt, 
daß solche Präparate durch geschickte Werbung hoch - 
gespielt werden könnten, dann aber trotz Verstärkung 
der Werbung nach einiger Zeit vom Markt verschwänden, 
weil die Verbraucher kein Interesse mehr hätten. Der 
Bericht in den "Ärztlichen Mitteilungen" sei nicht 
geeignet gewesen, einen Umsatzrückgang herbeizuführen.
Die Zeitschrift sei als reines Fachorgan ausschließlich 
für die Ärzteschaft bestimmt, als Wartezimmerlektüre 
habe sie keine Bedeutung. Ärzte hätten aber schon vor dem 
Erscheinen des Artikels keine Ginseng-Präparate ver­
schrieben, weil deren Heilwirkung nicht wissenschaftlich 
nachgewiesen sei. Im übrigen habe die abgedruckte Gegen­
erklärung der Klägerin die Aufmerksamkeit der Bezieher 
wieder in positivem Sinne auf die Ginseng-Präparate ge­
lenkt o



Das Landgericht hat die Klage abgewiesen»

Im Berufungsrechtszug haben die Parteien über­
einstimmend den Peststellungsantrag als in der Haupt­
sache erledigt erklärt und insoweit nur noch über die 
Kostenlast gestritten» Die Klägerin hat im Berufungs- 
rechtozug den Ersatzanspruch MJfsweise darauf gestützt, 
daß der "unter dem Hamen der Klägerin handelnde Kauf­
mann Ernst K ^ B "  durch die Veröffentlichung in den 
"Ärztlichen Mitteilungen" in seinem Persönlichkeits­
recht verletzt v/orden sei«.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung der 
Klägerin zurückgewiesen» Mit der Revision verfolgt die 
Klägerin den Klageantrag weiter»

• I»

Das Berufungsgericht legt zutreffend dar, daß der 
in den "Ärztlichen Mitteilungen" abgedruckte Jahres­
bericht der Zentrale zur Bekämpfung der Unlauterkeit 
im Heilgewerbe (Verfasser Obermedizinalrat i»R» Dr. 
Sch^[^^) die gewerbliche Tätigkeit der Klägerin 
rechtswidrig beeinträchtigt,soweit sich dieser Bericht 
nach seinem Wortlaut mit der Tai- Ginseng-Werbung, also 
mit der Werbung der Klägerin für ihr Erzeugnis befasst» 
Der Bericht hätte kritisch auf die Ginseng-Präparate 
überhaupt eingehen und die vielfach übertreibende Wer­
bung für "diese Präparate beanstanden dürfen» Indem 
statt "Ginseng-Werbung" versehentlich das Warenzeichen 
der Klägerin "Tai-Ginseng" herausgestellt wurde, er­
weckte der Bericht bei Lesern den unrichtigen Eindruck,



die mitgeteilten Tatsachen und die geäußerten Bean­
standungen beträfen gerade das Erzeugnis der Klägerin 
und die Werbung der Klägerin für dieses Erzeugnis» Selbst 
wenn die Werbung der Klägerin Angriffsflächen für eine 
kritische Bewertung bot, wurde doch den Lesern, die die 
Kritik gerade auf die Klägerin bezogen, eine unrichtige 
Vorstellung über deren gev/erbliche Betätigung ver­
mittelt» Durch die Verbreitung dieser entstellenden 
Darstellung wurde der objektive Tatbestand des § 824 
Abs» 1 BGB insoweit erfüllt, als unrichtige Tatsachen 
mitgeteilt wurden» Im übrigen handelt es sich um einen 
rechtswidrigen Eingriff in die gewerbliche Tätig­
keit der Klägerin gemäß § 823 Abs» 1 BGB»

II»

Zwei selbständige Gründe stehen nach Ansicht 
des Berufungsgerichts dem Erfolg der Klage entgegen» 
Einmal kann sich das Berufungsgericht nicht davon über­
zeugen, daß der Abdruck des Berichts zu einer Absatz­
minderung oder der Notwendigkeit erhöhter Werbeauf­
wendungen geführt hat» Sodann ist das Berufungsgericht 
der Auffassung, es könne weder dem beklagten Verlag 
noch dem beklagten Schriftleiter ein Verschuldensvor­
wurf daraus gemacht werden, daß sie den Jahresbericht 
in den ’’Ärztlichen Mitteilungen” abgedruckt hätten»
Es mag dahinstehen, ob die erste Begründung gegenüber 
den Bügen der Revision stand hält; denn jedenfalls läßt 
die zweite Begründung im Ergebnis keinen Rechtsirrtum 
erkennen.

1» Mit Recht führt das Berufungsgericht aus, der 
beklagte Verlag sei nicht verpflichtet gewesen, die von 
dem Obermedizinalrat a.D. S c h ^ ^ ^  eingereichten Jahres-
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berichte der von ihm geleiteten Zentralstelle vor dem 
Abdruck durch einen Geschäftsführer oder ein Sonder­
organ (§§ 30, 31 BGB) im einzelnen daraufhin über­
prüfen zu lassen, ob die BerichtögUnrichtigkeiten ent­
hielten und ob die Kritik an angepriesenen Heilmitteln 
und Heilmethoden zutreffend war» Der Verlag durfte
davon ausgohen, daß Br, der auf seinem
Spezialgebiet seit langer Zeit in enger Fühlungnahme 
mit ärztlichen Organisationen arbeitete, über 
genügende Fachkenntnisse verfügte. Nur wenn Erfahrungen 
darüber Vorgelegen hätten, daß Br. S c h ^ J ^ ^  bei 
seiner Berichterstattung niftht sorgfältig verfuhr 
oder durch unsachliche Beanstandungen berechtigten 
Anstoß erregte, v/äre eine Prüfungspflicht des Verlags 
zu bejahen gewesen» Es ist aber nicht ersichtlich, 
daß der Verlag Anlaß hatte, gegenüber der Arbeitsweise 
von Br. S c h ^ H d  Mißtrauen zu hegen. Ohne Zuziehung 
von Sachverständigen mit besonderer Spezialerfahrung 
und eingehender branchenkunde v/äre es dem Verlag auch 
gar nicht möglich gewesen, den in der Identifizierung 
von Ginseng und Tai-Ginseng liegenden Irrtum des Br. 
Scl^B^Bb aufzuhellen.

Biese Identifizierung war im übrigen, wie das 
Berufungsgericht unter Würdigung des Verhandlungsstoffs 
ausführt, durch die Art der Y/erbung der Klägerin nahe 
gelegt worden.

2.) Fehl geht auch der Vorv/urf, der bereits zum 
Abdruck in den "Ärztliche*! Mitteilungen" v/eitergegebene 
Bericht des Br. S c h ^ | ^  habe aufgrund der Interven­
tion des Redakteurs angehalten werden müssen.
Bieser mit Y/erbungsaufgaben für die Klägerin beauftragte 
Redakteur hatte im Februar 1961 in der Redaktion der
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gleichfalls vnn der Erstbeklagten verlegten-iZeitschrift "Du 
und die. Welt" einen Besuch gemacht. Anlass dieses 
Besuches war ein inj.’der Zeitschrift "Du und die 
Welt" erschienener Aufsatz, der über die Heilwirkungen 
der koreanischen Wunderwurzel" berichtete und dabei 
auf die übertreibende Werbung für A-Ginseng, B-Ginseng 
und T-Ginseng hinwies. Gegenüber dieser für den 
Absatz der Ginseng-Präparate nicht günstigen Würdigung 
versuchte Kaufmann, bei der Redaktion Verständnis für 
eine andere Einschätzung der Ginseng-Präparate zu 
finden. Er legte zu diesem Zweck v/issenschaftliches 
Material über die Heilkraft der Ginseng-Wurzeln vor»
Es gelang ihm aber nicht, bei der organisatorisch 
selbständigen Redaktion von "Du und die Welt" zu 
erreichen, daß eine für die Klägerin günstige Meldung 
in dieser Zeitschrift aufgenommen wurde. Erfuhr der 
Pachredakteur der "Ärztlichen Mitteilungen" Dr. 0 0 ^ 0  
von dieser Rücksprache, so hatte er deshalb noch 
keine Verpflichtung, den bereits vorher von ihm abge­
zeichneten Bericht des Dr. Sch^H^P in dem Teil, 
der die Ginseng-Werbung betraf, zu sperren. Daß sich 
Dr. O 0 B  u® eine eigene Unterrichtung zu dem umstritte­
nen Problem der Ginsengwirkung und Ginsengwerbung be­
mühte, geht daraus hervor, daß er von der durch K 
vermittelten Einladung Gebrauch machte und sich einen 
fachwissenschaftlichen Vortrag des Professors Dr 
anhörte, der die Ginseng-Präparate sehr günstig 
beurteilte. Dr. 0 0 0  hat sich ferner fernmündlich mit 
der Geschäftsführerin der Arzneimittelkommission der 
Deutschen Ärzteschaft in Göttingen in Verbindung ge­
setzt, um auch ihre Stellungnahme zu den Ginseng- 
Präparaten kennen zu lernen, die sich als weniger 
günstig erwies. Stellte sich für Dr. die Lage
aber so dar, daß unterschiedliche Auffassungen zu dem
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Thema der Ginseng-Präparate und der Werbung für diese 
Präparate vertreten wurden, war kein Grundvvorhanden, 
nachträglich zu veranlassen, daß die von Br. S c h ^ m ^  
geltend gemachten Beanstandungen an der Ginseng-Werbung 
für den Abdruck gesperrt wurden. Nur wenn Br. 
den Irrtum des Br, S c h ^ H ^  (Verwechslung von Ginseng 
und Tai-Ginseng) erkannt hätte oder nach den Umständen 
hätte erkennen müssen, v/ar er verpflichtet, zu handeln 
und den Abdruck des Berichts in diesem Teil zu ver­
hindern, Biese Voraussetzungen für ein Tätigwerden 
lagen nach dem Verhandlungsergebnis nicht vor, Bas 
Berufungsgericht hat ohne Rechtsirrtum ausgeführt,
Br. habe nicht in Betracht zu ziehen brauchen,
der über langjährige Spezialerfahrungen verfügende 
Br. S c h ^ H ^  werde einen Gattungsbegriff mit einem 
Warenzeichen verwechseln. Zur Aufhellung dieses 
Irrtums war auch die Intervention des Redakteurs

in der Redaktion von MBu und die Welt” nicht
geeignet.

3.) Traf Br. Scb^|[H^ die haftungsrechtliche 
Verantwortung für die Richtigkeit des von ihm einge­
reichten Berichts und ist weder vom Zweitbeklagten als 
dem verantwortlichen Redakteur der "Ärztlichen Mitteilungen 
noch sonst im Organicationsbereich des beklagten Ver­
lags eine Gefahrabwendungspflicht verletzt v/orden, so 
kann die Haftung der Beklagten auch nicht aus § 831 BGB 
hergeleitet werden. Zu der Präge, ob die Anwendung des 
§ 831 BGB zu Lasten des Verlags auch deshalb ausscheidet, 
v/eil die Redakteure von der Bundesärztekamraer und der 
kassenärztlichen BundesVereinigung ausgewählt waren und 
sie ihre Tätigkeit in Zusammenarbeit mit den ärztlichen 
Geschäftsführern dieser Körperschaften unter Beratung 
durch deren gemeinsamen Rechtsabteilung ausübten, brauchte



dor Senat nicht einzugehen. Selbst wenn man eine so 
weitgehende Haftungsfreistellung des Verlags ablehnt, 
scheidet § 831 BGB als Haftungsgrundlage aus, wenn die 
nachteilige Veröffentlichung nicht darauf zurückzuführen 
ist, daß die Redakteure eine Sorgfaltspflicht verletzt 
haben.

4.) Mit rechtlich zutreffenden Erwägungen hat 
das Berufungsgericht endlich ausgeführt, daß der Ver­
such fehl gehe, den Schadensersatzanspruch aus der Ver­
letzung des Persönlichkeitsrechts eines Gesellschafters 
der Erstbeklagten herzuleiten.

III.
Die Revision der Klägerin war daher zurückzuweisen.

Engels Hanebeck Dr. Hauß

Gähtgens Pr. Nüßgens
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